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VORWORT
Liebe Genossin, lieber Genosse,
der Bericht zum Aktionsprogramm Informationsgesellschaft 2006 zeigt die großen Fortschritte Deutschlands bei der Verbreitung von Informations- und Kommunikationstechnologien. Diese gute Position werden wir in den kommenden Jahren weiter ausbauen.

In dieser Woche haben wir außerdem eine Reihe außenpolitischer Themen behandelt. Wir haben beschlossen, einen Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung einzusetzen und die Regelungen der Gesundheitsreform mit der Änderung des Abgeordnetengesetzes auch für uns Abgeordnete umgesetzt.

Eine gute nächste Woche

wünscht

Eure Nina Hauer




WIRTSCHAFT
Informationsgesellschaft 2006

Das Aktionsprogramm „Informationsgesellschaft Deutschland 2006“ soll die Entwicklung in der Informations- und Kommunikationstechnologie stärken. Ziel ist u.a. die gute Position Deutschlands bei der Verbreitung und Nutzung der Informations- und Kommunikationstechnologien in den kommenden Jahren weiter auszubauen. Weiterhin unterstützt das Aktionsprogramm zentrale Vorhaben der Bundesregierung zur Modernisierung von Arbeitsmarkt und sozialen Sicherungssystemen. 

Der Bericht zum Aktionsprogramm zeigt die großen Fortschritte und Erfolge Deutschlands bei der Verbreitung von Informations- und Kommunikationstechnologien (IuK). 

Wesentliche Ergebnisse des Berichts sind:

· Mit 85 Websites auf 1.000 Einwohner liegt Deutschland weltweit an der Spitze. 

· Mehr als die Hälfte aller Deutschen sind online. 

· In Deutschland gibt es mehr mobile als feste Telefonanschlüsse. Inzwischen besitzen 80 Prozent der Bevölkerung einen Mobilfunkanschluss. 

· Mit einem Inlandsumsatz von 130 Milliarden Euro und 750.000 Beschäftigten gehört die IuK-Branche zu den größten Wirtschaftssektoren in Deutschland. 

· Jede Schule in Deutschland besitzt einen Internet-Anschluss. 

· Das neue IT-Weiterbildungssystem und die Green Card-Regelung verhinderten einen Fachkräftemangel. 

· Bis zum Jahr 2005 werden 440 Dienstleistungen der öffentlichen Verwaltung über das Internet angeboten, mehr als die Hälfte davon ist bereits realisiert. 

Deutschland muss seine gute Position bei der Verbreitung und Nutzung der Informations- und Kommunikationstechnologien in den kommenden Jahren weiter ausbauen.

Innovationen in Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft

IuK-Technologien beschleunigen Innovationen in Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft. Mehr als die Hälfte der Industrieproduktion und über 80 Prozent der Exporte Deutschlands hängen heute vom Einsatz moderner IuK-Technologien und elektronischer Systeme ab. 

Der deutsche IuK-Markt ist in den letzten vier Jahren schon schneller gewachsen als in den USA und Japan. Mit dem Aktionsprogramm wurden die Voraussetzungen geschaffen, dass Deutschland seine führende Rolle als High-Tech-Standort weiter ausbauen kann. Innovation in der Informations- und Kommunikationsbranche bedeutet neue und sichere Arbeitsplätze.

Ziele für die Zukunft

Das Aktionsprogramm knüpft an das Programm "Innovation und Arbeitsplätze in der Informationsgesellschaft des 21. Jahrhunderts" an, mit dem die Bundesregierung erstmals im Jahr 1999 ein strategisches Gesamtkonzept für Deutschlands Weg in die Informationsgesellschaft vorlegte. Der neue Masterplan führt den Politikansatz der Kooperation mit allen wichtigen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Akteuren fort und setzt neue Zielmarken. In den kommenden Jahren liegen die wesentlichen Herausforderungen in den Handlungsfeldern Digitale Wirtschaft, Bildung, Forschung, eGovernment, Sicherheit und Vertrauen im Internet sowie eHealth. 

Konkrete Ziele des Programms sind:

· Steigerung der Internetnutzung auf 75% der Bevölkerung. 

· Novellierung wichtiger Gesetze: Telekommunikationsgesetz, Vereinfachung der Medienordnung, Modernisierung des Urheberrechts.

· Entwicklung von Konzepten zur Computernutzung in Ganztagsschulen.

· BundOnline – Online-Angebot aller internetfähigen 440 Dienstleistungen.

· Elektronische Gesundheitskarte einführen.

· Breitbandnetze flächendeckend ausbauen.




AKTUELLE STUNDE
Umbau der Bundesagentur für Arbeit
In der Aktuellen Stunde der SPD zum Thema „Umbau der Bundesagentur für Arbeit zu einem modernen Dienstleister“ betonte Bundesminister Wolfgang Clement, dass das vorzeitige Ausscheiden Florian Gersters als Chef der Bundesagentur für Arbeit (BA) die Reformen der Arbeitsverwaltung in Deutschland nicht aufhalten werde. Der Umbau der BA und die Maßnahmen zur Verminderung der Arbeitslosigkeit würden unvermindert und mit aller Konsequenz weitergehen.  

Umbau hat absolute Priorität

Der Umbau der BA in einen leistungsfähigen und kundenorientierten Dienstleister hat absolute Priorität. Wir brauchen die Bundesagentur für Arbeit. Bei mehr als vier Millionen Arbeitslosen ist niemand in der Lage, für die BA eine Alternative anzubieten. Die durchgreifende Modernisierung der BA mit ihren über 90.000 Mitarbeitern ist eine gewaltige Herausforderung. Der Aufbau der gemeinsamen Job-Center, nach dem Vermittlungsausschuss auf eine feste rechtliche Grundlage gesetzt, ist allerdings gerade erst im Anlaufen. Wir müssen die Arbeit erfolgreich fortsetzen.

Verminderung der Arbeitslosigkeit dringendste Aufgabe

Inzwischen sind wir in ganz Deutschland dem Ziel, einen Vermittler für 75 Arbeitslose, ein ganzes Stück näher gerückt. Die Forderung nach Auflösung der BA läuft also völlig ins Leere. Jeder weiß, dass das Risiko der Arbeitslosigkeit extrem ungleich verteilt ist, z.B. auch nach Regionen, und dass es privat gar nicht versicherbar ist. Wer "Fördern und Fordern" konsequent umsetzen will, kann auch auf die arbeitsmarktpolitischen Instrumente nicht verzichten. Es geht um einen effizienteren und zielgerichteten Einsatz, aber nicht um Abschaffung.




ARBEIT
Arbeitsmarktzugang in der EU
Mit dem „Entwurf eines Gesetzes über den Arbeitsmarktzugang im Rahmen der EU-Erweiterung“ wird die erste Stufe der im Beitrittsvertrag vorgesehenen Einschränkungen der Arbeitnehmerfreizügigkeit in nationales Recht umgesetzt. Danach brauchen Personen aus den EU-Beitrittsstaaten, mit Ausnahme der Staatsangehörigen von Malta und Zypern, auch nach dem 1. Mai 2004 eine Arbeitsgenehmigung, wenn sie in Deutschland arbeiten wollen.

Aufgrund der Arbeitsmarktlage in Deutschland wird von der im Beitrittsvertrag vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Arbeitnehmerfreizügigkeit aufzuschieben. Das Gesetz soll zum 1.5.2004 in Kraft treten. 

Hintergrund

Der EG-Vertrag gewährleistet allen Arbeitnehmern der Mitgliedstaaten der EU Freizügigkeit. Das bedeutet, dass diese keine Arbeitserlaubnis benötigen. Für acht der zehn Staaten, die im Mai 2004 der EU beitreten werden (Estland, Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien und Ungarn) sieht der EU-Beitrittsvertrag jedoch ein abgestuftes System zur Einschränkung der Arbeitnehmerfreizügigkeit vor. 

Der Vertrag ermöglicht in den ersten zwei Jahren ein Bestehen des nationalen Arbeitserlaubnisrechts. Anschließend sollen die Mitgliedstaaten über eine vollständige Öffnung des Arbeitsmarktes oder eine Beibehaltung der Einschränkungen entscheiden. 

Nach Ablauf von fünf Jahren darf das Arbeitserlaubnisrecht für längstens zwei Jahre nur noch dann angewendet werden, wenn ein Mitgliedstaat nachweisen kann, dass durch den ungehinderten Zutritt von Arbeitnehmern der Beitrittsstaaten auf den Arbeitsmarkt erhebliche Störungen bestehen oder drohen.




AUSSEN
Baker-Plan im Westsahara-Konflikt unterstützen 

Am Donnerstag wurde ein interfraktioneller Antrag zur Unterstützung des Baker-Plans zur Lösung der Westsahara-Frage eingebracht.

Der lange Konflikt in der Westsahara

Der politische Status der Westsahara-Region ist seit Jahrzehnten politisch ungelöst. Seit 1991 herrscht ein Waffenstillstand zwischen der Freiheitsbewegung „Frente Polisario“ und den marrokanischen Streitkräften in der Westsahara. Das Ausbleiben einer endgültigen Lösung des Konflikts lähmt jedoch die gesamte Entwicklung der Maghreb-Staaten. 

Neuer Plan zur politischen Lösung

Nach mehreren Anläufen hatte der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen im vergangenen Jahr den Vorschlag seines Sondergesandten für die Westsahara, James Baker, unterstützt, dem umstrittenen Gebiet unter der politischen Hoheit Marokkos einen Autonomieanspruch zu übertragen. Am Ende dieses Prozesses soll nach 4 bis max. 5 Jahren eine Abstimmung über den Endstatus der Westsahara stehen. 

Der Plan verknüpft die Anliegen beider Konfliktparteien: einerseits zunächst Autonomie in Marokko, andererseits am Ende der Übergangsphase ein von der Polisario gefordertes ergebnisoffenes Referendum. Der VN-Sicherheitsrat hat in der Resolution 1495 die Konfliktparteien aufgefordert, dem Baker-Plan zuzustimmen.

Antrag unterstützt Baker-Plan

Der interfraktionelle Antrag begrüßt diese Resolution und fordert die Bundesregierung auf, sich für die Verwirklichung des Friedesplans einzusetzen. Er setzt sich für die baldige Rückkehr der 150.000 Flüchtlinge aus der Westsahara ein und fordert die Freilassung von Kriegsgefangenen der Polisario.




AUSSEN
Deutsch-koreanische Beziehungen fördern
Mit einem Antrag aller Fraktionen soll auf parlamentarischer Ebene eine Vertiefung der deutsch-koreanischen Beziehungen geleistet werden. Dabei geht es auch um die deutsche Rolle bei der Annäherung von Nord- und Südkorea.

Die frühere Teilung Deutschlands und die politischen Entscheidungen zur Überwindung der Folgen dieser Teilung sind in Korea aufmerksam verfolgt worden. 

Nordkorea international einbinden

Den Versuch, Nordkorea international einzubinden und seine Sicherheitsinteressen ernst zu nehmen, halten alle Fraktionen für richtig. Nordkoreanischen Politikern müsse verdeutlich werden, dass sie für ihre Sicherheitsbedürfnisse durch internationale Kooperation mehr gewinnen können als durch Rüstungsprogramme und nukleare Drohoptionen. Deshalb wird Nordkorea aufgefordert, sich dem Regime des Nichtverbreitungsvertrages wieder anzuschließen. 

Alle Fraktionen bitten die Bundesregierung,

· die Beziehungen mit beiden koreanischen Staaten weiter auszugestalten und dynamisch fortzuentwickeln.

· die Annäherungsschritte zwischen Nord- und Südkorea weiterhin zu unterstützen.

· die Bemühungen von China, Nordkorea im Rahmen der sogenannten Sechsergespräche (China, USA, Russland, Japan, Nord- und Südkorea) zur Aufgabe der Atomwaffen-Ambitionen zu bewegen, auch auf EU-Ebene zu unterstützen.

· die Möglichkeiten eines deutsch-koreanischen Jugendaustauschs zu prüfen.

Der Bundestag könne zudem als Gastgeber ein innerkoreanisches Parlamentariertreffen in Berlin durchführen, das der Vertrauensbildung und Annäherung der koreanischen Staaten dienen soll. 



ERNÄHRUNG
Das Recht auf Nahrung
Am Donnerstag haben die Koalitionsfraktionen von SPD und Grünen einen Antrag zur Verbesserung der Welternährungssituation eingebracht. 

Wenig Fortschritte bei der Bekämpfung des Hungers 

Auf dem Welternährungsgipfel 1996 haben sich die Staats- und Regierungschefs verpflichtet, die Zahl der Hungernden bis 2015 zu halbieren. 

Die neuesten Schätzungen ergaben, dass zwischen 1998 und 2000 weltweit 840 Millionen Menschen unterernährt waren – 11 Millionen in den Industrieländern, 30 Millionen in den sog. Schwellenländern und 799 Millionen in den Entwicklungsländern. Die Fortschritte bei der Reduzierung des Hungers haben sich verlangsamt. Die Koalitionsfraktionen haben deshalb in ihrem Antrag die Bundesregierung aufgefordert, alles ihr Mögliche zu tun, um das Menschenrecht auf Nahrung zu unterstützen und die Welternährungssituation zu verbessern. 

Reformen in der WTO

So wird vorgeschlagen, das Recht auf Nahrung als Zielvorgabe in die Präambel des WTO-Agrarabkommens aufzunehmen und Maßnahmen der Entwicklungsländer im Agrarsektor zu unterstützen, die die heimische Grundnahrungsmittelproduktion fördern. Internationale Programme und Projekte für die Ernährungssicherung sollen stärker unterstützt werden. Dazu zählt auch, den Entwicklungsländern das Recht zuzugestehen, ihren eigenen Agrarsektor durch Außenschutz und interne Stützung schützen und fördern zu können. 
Strategien für das Recht auf Nahrung

Bestehende internationale Regelungen sollen dafür eingesetzt werden, einen Beitrag zur Überwindung von Armut und Unterernährung in den Entwicklungsländern zu leisten. 




GESUNDHEIT
Änderung der Bundesärzteordnung
Durch die Reform der ärztlichen Ausbildung und die neue Approbationsordnung für Ärzte ist die dem Studium nachgelagerte „AiP“-Phase nicht mehr erforderlich und wird durch das von der Regierung vorgelegte Gesetz ab Oktober 2004 abgeschafft.

Arzt im Praktikum

Der Arzt im Praktikum war Mitte der 80er Jahre eingeführt worden, um die praktische Qualifikation junger Ärzte zu verbessern. Da eine vertragsärztliche Tätigkeit heute einen Weiterbildungsabschluss erfordert und mit der neuen Approbationsordnung für Ärzte eine verbesserte, praxisnahe Ausbildung bereits im Studium möglich geworden ist, kann nunmehr  auf die nachgelagerte praktische Ausbildung verzichtet werden.

Die Änderungen sollen für diejenigen gelten, die nach dem Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Neuregelung, also nach dem 1. Oktober 2004, ihr Studium abgeschlossen haben. Die Begünstigung der Studienabsolventen nach diesem Stichtag wird durch ein im GKV-Modernisierungsgesetz vom Oktober letzten Jahres vorgesehenes finanzielles Maßnahmenbündel auch für die Übergangsfälle so abgesichert, dass den letzten Absolventen der AiP-Phase keine finanziellen Nachteile entstehen. 

Weitere Verbesserungen

Mit dem Entwurf, mit dem eine entsprechende EU-Richtlinie umgesetzt werden soll, will die Regierung außerdem das Prüfungswesen erleichtern, indem ein weiterer zweimonatiger Zeitraum für die Prüfungsvorbereitung geschaffen wird.

Das Gesetz verbessert außerdem die Rechtsstellung von nicht deutschen Staatsangehörigen und passt die Gesetze und Verordnungen an die neue Terminologie an.




INNEN
Neuregelung Luftsicherheitsgesetz
Am Freitag wurde in erster Lesung der Regierungsentwurf zur Neuregelung von Luftsicherheitsaufgaben, das sogenannte Luftsicherheitsgesetz, eingebracht. 

Mehr Sicherheit im Luftraum

Unglücksfälle im Luftraum können politisch motiviert sein, aber auch von Kriminellen oder verwirrten Einzeltätern verursacht werden. Die Anschläge vom 11. September 2001 in New York, aber auch die Entführung eines Motorseglers in Frankfurt vor einem Jahr zeigen, dass es nötig ist, klare Zuständigkeiten zur Gefahrenabwehr im Luftraum bei Bund und Ländern zu schaffen. Die Neuregelung enthält Maßnahmen für einen wirksameren Schutz z.B. vor Flugzeugentführungen und Sabotageakten.

Bundeswehr und Polizei arbeiten zusammen

So kann die Polizei bei der Bekämpfung von schweren Gefahren, die aus dem Luftraum kommen, durch die Bundeswehr unterstützt werden. Den Befehl zur Anwendung von Waffengewalt kann der Verteidigungsminister aber nur zur Abwendung tödlicher Gefahren geben. Der Einsatz der Bundeswehr ist sofort nach Beseitigung der Gefahr zu beenden. Die Abwehr von Gefahren aus der Luft bleibt grundsätzlich eine Aufgabe der Länder. 

Bessere Kontrollen

Die Kontrollen von Personen und Waren auf Flugplätzen werden verschärft. Luftfahrtunternehmen werden verpflichtet, eigenes und fremdes Personal vor Zugang zu sensiblen Teilen der Sicherheitsbereiche - wie bisher die Fluggäste - zu durchsuchen. Für den Erwerb der Fluglizenz (sogenannter "Pilotenschein") ist eine in Zuverlässigkeitsüberprüfung erforderlich.

Der Gesetzentwurf bedarf der Zustimmung des Bundesrates.




NACHHALTIGKEIT
Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung
Mit der Einrichtung eines Nachhaltigkeitsbeirats setzen wir eine Koalitionsvereinbarung um und bringen die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung weiter voran. Der entsprechende Antrag wurde von der SPD-, Grünen- und FDP-Fraktion eingebracht. Die Union forderte einen "Zukunftsausschuss", eine Art Überausschuss, der das System der federführenden Beratung in den Fachausschüssen ausgehebelt hätte. 

Nachhaltigkeitsstrategie seit 2002

Die Bundesregierung hat 2002 ihre Nachhaltigkeitsstrategie vorgelegt und damit die konzeptionellen Grundlagen für eine nachhaltige Entwicklung in Deutschland geschaffen. Im  nächsten Jahr wird die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag einen ersten Fortschrittsbericht vorlegen.

Der Beirat wird aus neun ordentlichen und neun stellvertretenden Mitgliedern bestehen. Sie werden die Handlungsfelder weiterentwickeln, die in der Nachhaltigkeitsstrategie festgeschriebenen sind und langfristige Ziele konkretisieren. 

Die Aufgaben des Beirats:

· Parlamentarische Begleitung der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 

· Vorschläge zur Fortentwicklung der Nachhaltigkeitsstrategie in Deutschland.

· Parlamentarische Begleitung der auf Ebene der Bundesregierung geschaffenen Institutionen zur nachhaltigen Entwicklung 

· Empfehlungen zu mittel- und langfristigen Planungen 

· Kontaktpflege und Beratungen mit anderen Parlamenten, insbesondere in der EU, zur Entwicklung gemeinsamer Positionen zur nachhaltigen Entwicklung.

Mindestens alle zwei Jahre wird der Beirat dem Bundestag einen Bericht vorlegen.



VERBRAUCHERSCHUTZ
Effektivere Lebensmittelüberwachung
Die  kürzlich entdeckten BSE-Kontrolllücken haben wieder einmal gezeigt: Hundertprozentige Sicherheit in der Lebensmittelüberwachung ist nicht leistbar! Doch die rot-grüne Koalition arbeitet daran, diesem anspruchsvollen Ziel möglichst nahe zu kommen. 

Nach der Neuordnung der zuständigen Bundesinstitutionen gilt es nun, die Durchführung der Lebensmittelkontrolle weiter zu verbessern. Dazu hat die Bundesregierung eine Verordnung auf den Weg gebracht, die die rot-grüne Koalition mit ihrem Antrag unterstützt.

Vorsorgender Verbraucherschutz

Eine wesentliche Voraussetzung für einen wirksamen vorsorgenden Verbraucherschutz ist es, die Effizienz der amtlichen Lebensmittelüberwachung zu erhöhen. Wir brauchen eine effektive, auf einem Gesamtkonzept aller Länder beruhende Überwachungspraxis! Die Ergebnisse sollen nach einem einheitlichen Kriterienkatalog gelistet und bewertet werden. Sie bieten dann eine verlässliche Beurteilungsgrundlage für die Überwa​chung im Bereich der Lebensmittelsicherheit.

Europäische Perspektive

Einheitlichkeit, Überschaubarkeit und Effizienz der Lebensmittelkontrolle ist auch aus europäischer Perspektive dringend notwendig. Das Europäische Lebensmittel- und Veterinäramt wird künftig den Stand der Umsetzung des Ge​meinschaftsrechts und dessen Einhaltung in den Mitgliedstaaten verstärkt prüfen. 

Deshalb brauchen wir eine zentrale nationale Koordinierungsstelle als Schnittstelle zwischen europäischer Ebene und den zuständigen Behörden der Bundeslän​der.




GESCHÄFTSORDNUNG
Änderung Abgeordnetengesetz
Mit dem 24. Änderungsgesetz zum Abgeordnetengesetz wird sichergestellt, dass die Abgeordneten des Deutschen Bundestages im Rahmen der Gesundheitsreform ohne jede Ausnahme wie „Normalbürger“ behandelt werden.

Gleiche Behandlung für Abgeordnete 

Zwar sind auch die Abgeordneten von dem Wegfall des Sterbegeldes und den vergleichbaren Pauschalaufwendungen in Todesfällen für Beihilfeberechtigte unmittelbar betroffen, doch war es darüber hinaus notwendig, auch das teilweise wie ein Sterbegeld wirkende Übergangsgeld anzupassen. Mit der Novellierung des Abgeordnetengesetzes wird daher den Hinterbliebenen zusätzlich zu den ohnehin entfallenden Sterbegeldleistungen der Krankenkasse bzw. der Beihilfe ein der ursprünglichen Höhe des Sterbegeldes in der gesetzlichen Krankenversicherung entsprechender Betrag von 1.050 € vom Übergangsgeld abgezogen. 

Keine Zuschüsse zu Bestattungskosten

Die Abgeordneten des Bundestages erhalten somit auf Grund dieses Gesetzes keinerlei Zuschüsse zu ihren Bestattungskosten mehr und müssen künftig wie jedermann privat Vorsorge für ihre Hinterbliebenen treffen.

Auch Angleichung beim Pflegebeitrag

Zusätzlich werden die gesetzlich rentenversicherten ehemaligen Abgeordneten des Deutschen Bundestages ab dem 1. April 2004 ebenso wie die Rentner den vollen Betrag zur Pflegeversicherung leisten. Bisher mussten sie nur die Hälfte der gesetzlich vorgeschriebenen 1,7 % zahlen. Damit werden Abgeordnete auch als Versorgungsempfänger solidarischer Kranken- und Pflegekassen nicht anders behandelt als jeder Bürger auch.
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Zwischenruf 


„Ich bin darauf eingestellt, dass die Technik vielleicht auch mal stört.“





Manfred Stolpe auf dem Verkehrsgerichtstag in Goslar, als es ein Pfeifen im Mikrofon gab.
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